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uUeber Zollfreiheit der Lieferanten auf
Staats und Privatgzollen.

E iſt eine bekannte Sache, daß Guter, die dem

Landesherrn eigenthumlich gehoren, ſo oft ſie eine

Zollſtate paſſiren, einer Abgabe auf derſelben

nicht unterworfen ſind; oder nach der gemeinen

Sprache, daß Furſtengut zollfrei iſt. Dieſe alte
und in. Deutſchland qllgemein augenommene Re

gel ſtutzt ſich ſo feſt auf die Autoritat des Her

kommens und auf die Empfehlung der Bllligkeit,

daß ſie nicht weiter beſtritten wird. So gewiß

aber dieſer Satz an ſich iſt, ſo zwelfelhaft wird
er doch nicht ſelten in der Anwendung, nach den

verſchiedenen dabei eintretenden Fallen. Schon
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der Umfang des Begriffs,von Furſtengut fuhrt
auf Zweifel, indem man nicht gleich einſieht, ob

ſich daſſelbe bloß auf Hofbedurfniſſe, oder auch
auf Bedurfniſſe des Staats erſtrecke. Eine an

dere Ungewißheit entſpringt aus dem Unterſchiede,
den die unmittelbare Anſchaffung des Bedarfs

fur den Hof und Staat, und die Lieferung deſ—

ſelben entweder durch Pflichtige aus Unterthanig

keit, oder durch Gedungene vermittelſt eines Con
traets veranlaßt. Endlich zeigt ſich eine Schwie

rigkeit bei der Anwendung dieſer Zollfreiheit in

Anſehung der Privatzolle, theils wegen niancher

Zwelfel uber das Recht der Ertheilung der Zoll

freiheit, die dieſe betrifft, theils wegen der Aus
legung der zwar guitigen, aber der Prlvatzolle
nicht erwahnenden Freipaſſe.

J Man kann den Werth, den die rechtliche Be
ſtimmung dieſer verſchiedenen zweifelhaften Falle

JJ fur die Praxls hat, nicht verkennen; da das Ob-
j jeet, worauf es hiebei ankommt, nichts weniger

als unbedeutend iſt, und mehr als ein Theil da

t bet das Jntereſſe hat, daß das Recht in den be—

ruhrten Fallen gewiß und außer Streit ſey.

J Jnsbeſondere muſſen diejenigen, welche Lieferun
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gen fur den Staat oder fur den Hof uberneh-
men, wunſchen, daß die hierin noch obwaltenden

Zweifel entfernt werden, damit ſie nicht allein

bel einer Unternehmung dieſer Art gegen Auf—
enthalt und Verluſt geſichert, ſondern auch im

Stande ſind, im voraus eine richtige Berech—

nung uber die Koſten der Entrepriſe zu machen,

und darnach den Autrag ihrer Bedingungen bel

der Lieferung einzurichten.
Um aber dieſen Gegenſtand, dem Bedurfniſſe

gemaß, richtig zu beſtimmen, wird es nothwen
dig, auf den Begriff von Zoll ſelbſt zuruckzuge—

hen, da es nicht genug iſt, ſich an die Geſetze zu
halten, die vom Zoll reden. Denn ſo ſchwan

kend iſt die Bedeutung von dem Worte Zoll, ſo—

wohl in den Geſetzen als in der gemeinen Spra-

che, daß man eine treffende Beantwortung der
aufgeworfenen; Fragen uber Zollfreihelt verfehlen

mußte, wenn man ſolche weniger aus der Natur
des Zolls als aus den vom Zoll ſprechenden Ver

ordnungen ſchopfen wollte. Bald bedeutet er

namlich eine ſpeclelle Abgabe von Waaren, die
fur deren freie Durchlaſſung an einem beſtimm

ten Orte bezahlt wird, bald eine Abgabe von

 u.
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Perſonen und Fuhrwerk, die eine gewiſſe Gegend
paſſiren, bald uberhaupt eine Abgabe, die von

Pflichtigen entrichtet wird 9.

Dem gemeinen Begriffe nach iſt der Zoll eine

Abgabe von Waatren, die fur die Erlaubniß der

5

Einfuhrung oder Dutchlaſſung derſelben durch

eine gewiſſe Gegend bezahlt wird. Hiebei aber

kann man mehrere Punkte, wo die Abgabe erho
ben wird, unterſcheiden; es kann ein ſolcher Punkt

an der Granze des Landes, oder auf der Land

ſtraße, oder am Thore einer Stadt ſeyn. So
ubereinſtimmend ihrer Natur nach dieſe Abgaben

von den eingehenden Waaren an dieſen verſchie

J

denen Stellen ſind: ſo unglelch iſt doch oft ihre

Benennung und das damit verknupfte Recht,
J

2) Jn dieſem Sinn copirt ſetbſt die gemeine Sprache das
Wort Zollen, um mit der Redensart, Jemanden Ehrer—
bietung zollen dile Bezeugung der ſchutdigen Achtung

auszudrücken; eine Metapher, die ſehr paſſend auch in
der Hinſicht iſt, daß derjenige, der Jemanden in Worten

ſeine Achtung zollt, gemeiniglich eben ſo aufrichtig zu

handein pflegt als derjenige, der mit Getde den Waa
renzoll berichtigt. nur mit dem eintigen Unterſchiede,
das dieſt Zollenden in dem Vlust und Minus von ein
ander abweichen, indem der erſte mit Complimenten
und Schmeicheleien gemeiniglich zu viel, der— letztere

aber in kungender Münje zu wenig zu zollen pflegt.
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wenn gleich. ſowohl Namen als Recht oft mit
einander verwechſelt werden. Die Abgabe, die

fur die Einlaſſung einer Waare ins Land, alſo
an der Granze, gegeben wird, heißt eigentlich 5

Granzzoll oder Jmpoſt, auch Eingangs—
Jgefalle; die, welche fur die Durchlaſſung auf

der Landſtraße oder einem Strom bezahlt wird,

iſt der eigentliche Zoll und diejenige, die

am Thore fur die Einlaſſung in die Stadt ent—

richtet wird, iſt Acciſezoll oder Thor-Acciſe.
Noch unterſcheldet man bei der Einbringung ei
ner Waare ihre Beſtimmung, die entweder in

detn andiſchen Conſumtion oder in der Ausfuhr

beſteht; in welchem letztern Falle der Tranſito—

zoll ſtatt hät; uberdies werden auch die von
den oblgen Abgaben unterſchiedene Ausgangs—

gefalle von ausgehenden Waaren des Jnlan—

des erhoben.
81

Ungeachtet alle diefe Abgaben ihre beſondern

Beſtimmungen haben: ſo treffen ſie doch darin

mit einander uberein, daß ſie a) von Waaren
mit Vuckſicht auf den Eigenthumer derſel

H Yũtters Aechtsfälle. Th. I. Ded. 200. 5. 3. 5



ben und b) fur die freie Durchlaſſung an
einem beſtimmten Orte gegeben werden. Sie

laſſen ſich daher auch wegen dieſer Aehnlichkeit,

in Hinſicht auf Entrichtung oder Erlaſſung, eini
germaaßen vergleichen, und aus den darauf ſich

beziehenden Beſtimmungen der einen Gattung

Regeln der Analogie fur die andere, weniger be
ſtimmte, abſtrahiren. Ueberhaupt aber ſind dieſe

Abgaben nicht mit jenen; zuweilen gleichlautenden

zu verwechſeln, die von andern Objecten als von

Waaren, als von der Perſon und Fuhrwerk,
e—oder in anderer Hinſicht, als wegen der freien

Durchlaſſung, als zur Unterhaltung von Dae,

Brucken, Dammen, oder: zur Beſchutzung des
Reiſenden, bezahlt werden; dergleichen Brucken—

zoll, Wege- oder Chauſſéegeld, Geleitszoll

ſind.

Der eigentliche Zoll, oder die Abgabe, die
von Waaren auf ihrem Transporte, es ſey zu

Waſſer oder zu Lande, fur die Erlaubniß des

freilen Durchgangs auf einer beſtimmten Straße
J

9 Koeppen de zabell. vectit. telon. eorumque
praeſtat. qu. so. ſ. 27. 1
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bezahlt wird, erhielt ſchon in fruhen Zeiten ſein
Entſtehen. Die großen Landeigenthumer wußten

ſich durch Ertheilung einer an ſich ſchon natur—

lichen Freiheit, die reiſenden Kaufleute zinsbar

zu machen, und durch Grundung des Zollregals

ſich eine ergiebige Quelle des Einkommens zu er

offnen. Jnzwiſchen blieb die Forderung, die ſie

„an den Reiſenden machten, nicht ohne Vergel—

tung; man ubernahm es, ihn auf ſeinein Wege

zu begleiten, und gegen die Gefahren der Un
ſicherheit zu decken; man ſorgte mit der Zeit

ſelbſt fur gute Sträßen und. Brucken. Nur war
dieſe Vergeltung nicht allgemein, auch wurde fur

dieſe nutzlichen Dienſte Jemeiniglich noch eine be

ſondere Abgabe, das Geleits-, Wege-, Brucken
und Dammgeld gefordert, ſo daß per eigentliche

Zoll, wenn er gleich mit dieſen neuen Abgaben

oft vereinigt dder irrig verwechſelt wurde, doch
eine beſondere Abgabe blieb, die ſich von ihnen

dadurch unterſchied, daß ſie bloß fur die Erlaub—

niß des Durchgangs einer Waare auf einer be—
ſtimmten Straße entrichtet wurde, ohne daß da—

fur eigentlich eine beſondere Beſchutzung und Be

deckung auf der Reiſe, oder eine Erhaltung der

J
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Wege, Brucken und Damme in, brauchbarem

Stande zu erwarten war.

Gewohnlich grundeten nur die Großen des

Landes, die Furſten, Grafen und andere Dyna—

ſten, dergleichen Zolle, theils durch Eigenmacht,
theils unter Begunſtigung eines Kaiſerlichen Pri—

vilegiums, von welchem die Reichsverfaſſung noch

jetzo die Anlegung einen Zulls in den deutſchen

Reichsſtaaten abhanglg macht. Den Landſaſſen

der Furſten ſtand es daher um ſo weniger frei,

Zolle auf ihren Gutern anzulegen, da ſie nicht

allein durch das Oberhaupt des Reichs, ſondern
auch ihres Landes elngeſchrankt waren. Es ha—
ben jedoch mehrere derſelben, beſonders die gro—

ßeren Stadte einen Zoll, thells durch Anmaa

ßung, theils durch Verleihung von dem Kaiſer
oder ihrem Landesfurſten zu erlangen gewußt.

Die Gerechtſame dieſer Privatzolle konnen denen
der landesherrlichen nicht ganz gleich geſtellt wer

den. Es wird daher rathſam, die Zollfreikeit in

Hinſicht auf dieſen Unterſchled beſonders zu

prufen.



11

1.Zollfreiheit der Lieferanten auf Staats

ZZgoollen.

Man kann hier von dem Satze ausgehen,

datz Niemand an ſich ſelbſt einen Zoll geben
kann 9). Dua in freien Staaten die Zolle ein
Eigenthum des Staats und zu der Beforderung

des Gemeinbeßten beſtimmt ſind: ſo leidet es hier
keinen Zweifel, daß Staatsgut ſchon der Natur

der Sache nach zollfrei ſey. Jn Furſtenſtaaten
hingegen kann man nicht gleich behaupten, daß

die Zolle zunachſt oder allein dem Staate ange
horen, wenn es gleich nicht zu verkennen iſt, daß

die AQuelle derſelben allemal der Staat ſey.

Wenn man auf den Urſprung der Zolle in den

deutſchen Erbfurſtenſtaaten zuruckgeht: ſo findet

man immer, daß der Landresfurſt die Einnahme
aus den Zollen fur ſich erhoben und daruber

gleich den Einkunften aus den Kammergutern

geſchaltet habe. Ueberhaupt unterſchied man

lange kein Staatsgut vom Furſtengut. Ein ſal—

cher Unterſchied außerte ſich erſt deutlich, ſeitdem

H Strycox diſſ. de paedagio vel portorio, cap. 4.

P. 785.
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ſich Landſchaften und in Beſitz derſelben land
ſchaftliche Kaſſen formirten. Die unter der Diſ—
penſation der Landſchaft ſtehenden Gelder, und

die von ihr mit denſelben angeſchafften Sachen

wauen ſichtbar Staatsgut. Stie waren es aber

nicht allein; denn auch die Einkunfte aus den
Domanen, Regalien und Steuern, die der Lan-—

desfurſt erhob, folglich auch der Ertrag aus den

Zollen, waren nicht bibß! furble Bedurfniſſe des
Hofs, fondern auch fur die des Staats beſtimmt.

Es laßt ſich inzwiſchen das Furſten- und das
Staatsgut, in Hinſicht auf dieſen' Unterſchied,

von einander abſondern, und darnach die Zollfrei
heit eines jeden beſtimmen.“

Da wo man ein Staatsgut, als es eben be—

zeichnet iſt, aunehmen kann, folgt die Zollfreiheit

nicht von ſelbſt. Denn da den Zoll nicht dle

Landſchaft, ſondern der Landesfurſt als ein Re
gal zur Unterhaltung ſeines Hofſtaats, wenn

auch nicht allein, erhebt: ſo laßt ſich unter ſol—
chen Umſtanden nicht ſagen, daß der Furſt, wenu

er vom Staatsgute Zoll nimmt, ſolchen von ſich

ſelbſt nehme. Er erhebt ihn vielmehr von einem

fremden Gute, und ſeine Einkunfte aus dem Zoll
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wurden ſichtbar lelden, wenn das Staatsgut
zollfrei paſſirte, ein Fall, der nicht eintritt, wenn

der Furſt von Furſtengute, von ſeinem Eigen—
thume Zoil nehmen wollte. Ein ſolches Staats—

gurt alſo, das hier, im Gegenſatz von Furſten—

hute, gemeint iſt, kann nicht anders vom Zoll
frei ſeyn, als weun der Landesfurſt ſolches uber,

haupt fur frei erklart, oder jedesmal fur ſelbiges
einen Freipaß giebt. Dies geſchteht naturlich

am erſten in ſolchen Staaten, wo es keine be—

ſondere.landſchaftliche Caſſen giebt, oder doch aus

ſelbigen keine Staatsbedurfniſſe unmittelbar an—

geſchafft, ſondern die erhobenen Gelder zur Ver—
wendung an den Landesfurſten ausgezahlt wer—

den. Hier kann auch nicht einmal die Frage
von Zollfreiheit des Staatsguts, ſondern bloß
von der Portofreiheit der landſchaftlichen Gelder

ſeyn.

.Was Eigenthum des Furſten-iſt, kann den
Abgaben auf ſeinen Zollen nicht unterworfen ſeyn,

ohne daß derſelbe ſolche' an ſich ſelbſt glebt. Es
iſt alſo naturlich, daß Furſtengut zolifrei ſey.

Wenn nun der Landesherr alle offentliche Ein—

kunfte erhebt und verwendet, und ſolchergeſtalt
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Furſten- und Staatägut ganz vermiſcht: ſo muß

ü
7 billig alles, was fur den Hof und fur den Staat

angeſchafft und transportirt wird, auf den lan
J

desherrlichen Zollen frei paſſiren, ohne daß es

dieſerhalb eines Privilegiums oder eines Freipaſ

ſes bedurfte. Und nur alsdann konnen dieſe of
fentlichen Sachen dem Zoll unterworfen ſeyn,

j
wenn es der Regent, aus Grunden einer guten

4

Ordnung und um uUnterſchielf zu verhuten, aus
J

drucklich anbefohlen hat. Es wird aber der Lan

desherr in dieſem Falle eben ſo wenig an Ein

kommen gewinnen, als im erſtern Falle durch die
4.

Zollfreiheit verlieren.
Konnen aber diejenigen, welche die Hof- und

Staatsbedurfniſſe llefern, vom landesherrlichen

J Zaoll frei ſeyn? Durch eine allgemeine Ver
„ordnung konnen ſie davon uberhaupt, und durch

Freipaſſe in einzelnen Fallen allerdings befreiet
werden, da dies ledigllch von der Gnade des Lan—

Il I 4) Es ſind bier nur ſolche zu verſtehen, die auf eigene
Nechnung Sachen für den Hof und Staat anſchaffen

R

J und gegen einen gewilſen Preis liefern, eigentliche Lle—
feranten; nicht ſolche, die ihre eigenen an den Hof und

JJ Staat verkauften Sachen demſeiben abliefern oder über:
r bringen. Dieſe leltern ſind nicht mehr Eigenthümer
k der getieferten Sachen, wohl aber die etſtern.
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desherrn, als des Empfangers des Zolls, abhangt.

Ob es ubrigens rathſam ſey, eine ſolche Be—
frelung zu geben, und ob es nicht beſſer ſey, ſtatt

derſelben den Lieferanten einen etwas hohern

Preis fur das Objeet der Lieferung zuzugeſtehen,

und dadurch den Unterſchleifen, die bei derglei—

ſchen Befreiungen vorzukommen pflegen, auszu—

weichen, iſt eine andere Frage. So viel iſt we
nigſtens klar, daß der Landesherr nichts verlieren

kann, wenn er die Lieferung hoher als ſonſt be
zahlt, und das hohere Quantum durch den Weg

der Zollkaſſe wieder erhalt.

Wenn dagegen diejenigen, die an, den Hof
1oder Staat Bedurfniſſe liefern, mit kelnem Pri—

vllegium, auch nicht mit Freipaſſen verſehen ſind:

ſo konnen ſie, der Natur der Sache nach, auf
eine Zollfreiheit keinen Anſpruch machen. Denn

in dteſem Falle muß es nach der Regel gehen,

welche alles, was nicht befreletes Gut iſt, dem

Zoll unterwirft. Alles aber, was Privateigen-

thum iſt, und keine beſondere Befreiung fur ſich
hat, iſt zollbar, folglich auch alles, was dem Hofe

oder dem Staate gellefert wird, ſo lange es nicht

offentliches Eigenthum geworden, ſondern noch

J J

OD
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ein Eigenthum der Privatperſon iſt. Da nur
Furſten- oder Staats-, nicht aber Privatgut el

ne Befreiung vom Zoll genießt; ſo muß, wenn
das letztere durch Lieferung ein offentliches Gut

wird, die Granze, wo es aufhort Privatgut zu
ſeyn, und anfangt Staats- oder Furſtengut zu
werden, eine genaue Beſtimmung erhalten, weil

darnach die Zollbarkeit und Zollfreiheit des ge

lieferten Guts zu vrurthrilen. iſt. Unſtreitig ent
ſcheidet hlerin die Qualltat des Eigenthumers.

So lange eine Privatperſon das Eigenthum der

Sache hat, die dem Landesherrn zu Hof- oder
Staatsbedurfniſſen gellefert wird: ſo iſt ſie nicht

anders als eine Privatſache, die dem Zoll unter
wvorfen bleibt, zu betrqachten. Nur alsdann hort

ſie auf ein zollbares Privatgut zu ſeyn, wenn

ſie in das Eigenthum des Landesherrn uber—

geht“). Obgleich dieſe Beſtimmung von Privat—

und Staats- oder Furſtengut, imgleichen. von

Zollbarkeit und Zollfreiheit einer dem Staat zu
llefernden oder gelleferten Sache klar und gewiß

genng,

B A. S. R. J. io. h. 1. Gooc ejiià äilſſ. an. tradit. ne-
ceſſ. ſit ad transfer. domin.
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genug, auch mit den allgemeinen bekannten

Grundſatzen des Rechts ubereinſtimmend iſt: ſo

wird es doch nutzlich ſeyn, noch auf einige hiebei

vorkommende Unterſchiede zu ſehen.

1JWenn eigentliche Lieferanten, alſo ſolche,

die nicht aus Burgerpflicht, ſondern vermoge ei

nes Contracts, auf eigene Rechnung fur den
Hof oder Staat Bedurfniſſe auſchaffen, ſolche

gegen Beiahlung abliefern: ſo kann gegen die

Anwendung des aufgeſtellten Grundſatzes um ſo

 wenitzer etwas eingewandt werden, da ſie des
Gewinns wegen die Lieferung ubernahmen, und

in dieſem Betracht die gelieferte Sache, wie jede

Kauſmannswaare, den offentlichen Abgaben un

terworfen bleibt. Und ſo wie es bei der letztern
in Hinſicht auf die derſelben anklebende Laſten

gleichgultig iſt, ob ſie auf Speculation oder auf

Beſtellung angeſchafft wird; ſo kann es auch bet

Anſchaffung der Bedurfniſſe fur den Hof oder

Steaat keinen Unterſchied in der Entrichtung des

Zolls machen, ab der Privatmann, von dem der
Landesherr fur den Hof und Staat das Nothige

erhalt, dleſe Sachen auf den Grund eines vor—

her geſchloſſenen. Contracts, oder auf Speculation

B
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angeſchafft hat. Es bleibt dieſer Privatmann in
dem einen Falle ſo gut als in dem andern, bis

zur wirklichen Ablieferung, Eigenthumer der,

Sache, er kann als ſolcher noch immer und ganz

allein uber die Sache, die er fur den Hof oder

Staat auf eigene Rechnung angeſchafft hat, will-

kuhrlich disponiren; er kann daher ſeinen Ent—
ſchluß uber dieſelbe allemal andern und an deren

Stelle eine neuetreten Jaſſen; ihn trifft auch
alle Gefahr, wodurch die zum Gebrauche des

Hofes und Staats ſolchergeſtalt angeſchaffte Sa
che vor der Ablieferung verungluckt. Allemal

alſd bleibt das Objeet der Lieferung, ſo lange es

noch nicht abgegeben. iſt, ein Privatgut, und als
ein ſolches dem Zoll unterworfen. Daß fur die

Sache, die der Lieferant zu liefern verſpricht, der

Preis im voraus feſtgeſetzt worden, macht den

einzigen, aber in Hinſicht auf die Eigenſchaft des

.Eigenthumers nichts andernden Unterſchiled vor

dem Falle der Anſchaffung derſelben auf Specu-
lation, in welchem dieſe Beſtimmung des Prei

ſes im voraus wegfallt. Es iſt an. ſich, in Hin

ſicht auf das Eigenthum der Sache, vollig gleich

gultig, ob. der Lieferant den Preis der Sacher
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mit dem Kaufer verabredet, wenn er ſolche ſchon
beſitzt, oder ſie ſich erſt ſelbſt, Behufs der Lieferung,

von einem andern anſchaffen will. Wenn er ſie,

ſchon beſitzt, ſo hat er von derſelben, bei der fru—

hern auf Speculation geſchehenen Anſchaffung
»und Transportirung, bereits den nothigen Zoll

bezahlt, und wenn er ſich den Beſitz derſelben
errſt, der Lieferung halber, verſchafft; ſo hat er

davon noch erſt den bei dem Transport vorkom

menden Zoll zu hezahlen. Nicht ſelten ſind ge
wiſſe beſtimmte Kaufleute beſtellt, die die Liefe-

rungen fur den Hof beſorgen. Wenn bei dieſen

Beſtellungen, z. B, auf Weine, gemacht worden:

ſo können ſie ſolche zum  Thell vorrathig haben,

zum Theil aber erſt anſchaffen muſſen. Hier iſt

es einleuchtend, daß der Lieferant von dem noch

anzuſchaffenden, als einem Kaufmanusgute, eben
9ſowohl den Zoll geben muß, als er ſolchen von Ar

dem Vortathigen, auf Speeulatlion angeſchafften,

bereits gegeben hat. Und ſo wie der Lieferant

im letztern Falle bei ſeinen Verkaufsbedingungen

den bereits entrichteten Zoll  mit in Auſchlag J

bringt: ſo wird er auch in dem erſten Falle den

noch zu. entrſchtenden Zoll, bei Beſtimmung des

B2
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Lieferungspreiſes, berechnen. Uebrigens kann die

Beſtimmung einer Sache zum Gebrauche des
Hofes und Staats, die ſich aus dem abgeſchloſe

ſenen Lieferungseontracte ergiebt, in dem Ver—

haltniſſe des Objects der Lieferung zu den Zoll

abgaben nichts andern. Denn der Lieferant bleibt

immer Eigenthumer der Sache, ſo lange er ſolche

noch nicht abgeliefert hat; und es ſteht ihm frei,
die der Lieferung halber augeſchaffte Sache noch

vorher eben ſo gut, als die auf Sperulativn an

geſchaffte Sache, an einen andern zu uberlaſſen.

Auch muß ſelbſt der Lieferant gewartigen, daß er

ſogar durch die Umſtande genothigt werde, dle

fur die Abernommerne Lieferung ezworhene Sache

an andere Kaufer zu uberlaſſen, weun ſie der
Staat nicht annimmt, entweder well er ſie un

tuchtig und eontractswidrig beſchaffen ſindet, oder

weil der Lieferuugseontract ſelbſt ruckgangig ge

worden. Da alſo bis zu dem Moment der Ab
lleferung die Sache, die der Lieferant zu liefern

ubernommen, volliges Privatgut bleibtz ſo kann

dieſe, was auch immer ihre Beſtunmung ſeyn

mag, auf den Zollen nicht anders, als unter el

ner auedrucklichen Befreiung, frei paſſiren. Uüd

u
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dieſe, in der Sache gegrundete Regel iſt eben ſo

wenig ein Unrecht fur den Lieferanten, als ein
 Nachtheil fur den Staat: dennu der letztere, wie

der erſtere tegülirt darnach den Preis der zu lie 14
4fernden Sache, dergeſtalt, daß bei einer nothigen

A

ner Zollbefreiung vermindert wird. Hatte aber
Verzollung derſelben ſolcher erhohet, und bei ei J

der Lieferant, bei Abſchließung des Contraecte,

zwar bei. ſich auf die Zollfreiheit Ruckſicht genom

Emen und demnatch billigere Bedingungen gemacht,

er hatte aber- die Zollfreiheit ſich nicht ausdruck—

lich ausbedungen: ſo wurde er ſolche nicht ver—
J

letzen können, und den aus der Verfehlung der—

ſelben fur ihn entſtandenen Verluſt ſeiner eigenen

Schuld zuzuſchreiben haben.
Weil der Adel gewohnlich eine ahnliche Frei—

heit von ſeinem Privatgute, als der Hof genießt:;

ſo laßt ſich auch aus den Grundſatzen, die in An
ſehung der Lieferungen fur den erſtern gelten,

ein Schluß auf die Lieferungen fur den Hof und
Staat machen. Es iſt gewiß, daß der Adel, und
mit ihm andere Privilegirte, ihre eigenen Sachen

Zollfrel transportiren. Was ihnen aber an Sa—

chen gleicher Art Andere liefern, iſt nicht zollfrei.
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Einen Beweis unter mehrern giebt der Chur—

ma kiſche Landtagsreceß vom 11. Marz 1602
Dort heißt es: „Wir haben auch den Zoll von

„den Rheiniſchen und andern Weinen, welche die

„von Adel zu ihrer Nothdurft, in oder außerhalb

„Landes ſelbſt einkaufen und abholen, fal—
„len laſſen. Was aber die Kaufleute, welche ihr
„Gewerbe und Nahrung davon haben, an frem—

„den Weinen ins Land brligen, davon wird
„uns billig der Zoll gegonnt. Wollte man aber

Lieferanten fur den Hof und Staat zollfret paſ.

ſiren laſſen: ſo durften dieſe Privilegirten ein
Gleiches fur ihre Lleferanten fordern.

—uñ

2.) Wenn Unterthanen ihre Naturalabgaben
an den Staat ſelbſt abliefern: ſo ſcheint der vor

hin aufgeſtellte Grundſatz von der Zollpflichtigkei-

fur eigentliche Lieferanten, nicht anwendbar, viel

mehr die Zollfreiheit in einem ſolchen Falle ganz

billig zu ſeyn. Denn es iſt nicht zu verkennen,

daß Unterthanen, die durch eine Ablieferung ih
rer ſchuldigen Naturalabgaben ihre Pflicht gegen

M yI. C. C. March. VI. I. 186. Beral. Mandat von
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den Staat erfullen, in einem ganz andern Ver
haltniſſe gegen den letztern, als eigentliche Liefe—

ranten, die ihm auf den Grund eines Contracts

etwas liefern, ſtehen. Jene haben auch gar nicht,

wie dleſe, ihr Abſehen auf Gewinn gerichtet; ſie

entrichten bloß einen dem Staut nothwendigen,

ihnen ſelbſt aber laſtigen Beitrag, ſo daß ſie, da

ſie nicht wie die Lieferanten einen Preis des zu
liefernden zu beſtimmen haben, auch nicht auf

die Zollabgabe, bet Feſtſetzung eines ſolchen Pret

ſes, Ruckſicht nehmen konnen. Fur die Unter—

thanen, die bloße Abgaben in Natur abliefern,
wird daher die Bezahlung des Zolls von denſel—

ben eine neue fuhlbare Laſt, die den Druck der

Naturallieferung. noch vergroßert, und in gewiſ—

ſem Betracht um ſo mehr auffallen kann, da ſie

eine Abgabe von einer. andern Abgabe iſt. Vor

zuglich leuchtet davon die Harte ein, wenn man

dabet an die Fouragelleferung denkt, die den Kreis

eingeſeſſenen nur gegen eine ſo niedrige Taxe

vergutet wird, daß ſie noch immer darauf zule-—
gen, muſſen, wobei ſie alſo das Schwere des

Drucks doppelt empfinden mußten, wenn ſie nun

auch noch bei dem Transport der Fourage in die
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Koniglichen Magazine unterwegs Zoll von derſel

ben zu bezahlen hatten.
Jn dieſer Vorſtellung liegt jedoch nichts meht

als ein Beweggrund der Billigkeit fur den Staat,

den Unterthaänen, die Naturaläbgaben liefern, bei

dem Transport derſelben den Zoll zu erlaſſen.
Allein ein Recht auf Zollfreiheit folgt daraus fur

ſelbige noch nicht. Denn dadurch, daß ſie die
eine Laſt fur das Gemeinbeßte tragen, ſind. ſie

der andern nicht uberhoben. Jndem ſie zu den

Magazinen ihre Beitrage liefern, ſind ihnen ihre

Abgaben an die Zollcaſſe nicht von ſelbſt erlaſſen.

Man wird ſich davon noch beſſer uberzeugen kon—

nen, wenn man ſich. ein Dande denkt, wo Staats
und Furſtengut deutlich geſchieden iſt, wo die

Landesmagazine aus den landſchaftlichen Caſſen
und der Hofſtaat aus den Zolleaſſen unterhalten

.wird. Wenn in einem ſolchen Falle die Un—
terthanen ihre Landesbeitraäge in Natur an die

Magazine abliefern: ſo werden ſie dabei dem

Landesfurſten ſeine Zolleinkunfte nicht ſchmulern
durfen. Da dieſe von dem die Zollſtätte paſſi

renden Privatgute erhoben werden, ſo ſind die
Unterthanen, ohne Nuckſicht auf die Beſtimmung
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der transportirten Sache, ſchuldig, den Zoll zu

entrichten, ſo lange ſie nicht aufgehort haben,

Eigenthumer derſelben zu ſeyn; welcher Fall erſt

mit der Ablieferung an den Staat eintritt.

Auf den Umſtand, daß ein Unterthan, der
eine Naturalſteuer entrichtet, nicht, wie ein Lie

ferant, auf Gewinn ausgeht, kommt es ohnedies

nicht weſentlich an, da der Zoll zwar vorzuglich,
aber. nicht ausſchließlich vom Kaufmannsgute, und

in der Regel von allem Privntgute gegeben wird.

Vor der Ablieferung gilt daher von einein ſolchen
Unterthan, der eine Naturalabgabe entrichtet,

eben das, was vorher von dem eigentlichen Lie—
feranten geſagt worden. So wie dieſer, kann er

noch willkuhrlich uber die Sache disponiren, und

er hat, gleich dem Lieferanten, die Verwerfung
der gelieferten Sache zu befurchten. Daher dieſe

vor der Ablleferung noch gar nicht die Freiheiten

des Gtaatsguts in Anſehung der Zollabgabe ge—

nießen kann. Und bei der Fouragelteferung

laßt ſich die. Zollfreihelt mit noch mehrerm Grun

de beſtreiten, da ſie nicht ganz die Entrichtung

einer Naturalabgabe, ſondern zuglelch auch eine

wahre Lieferung iſt. Die Krelseingeſeſſenen ſind
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namlich zwar verpflichtet, die Fourage zu liefern,

aber ſie werden doch dafur bezahlt, ſo daß es

zwar eine gezwungene, aber doch auch eine vergu—

tete Lieferung iſt; und erſchopft gleich die Taxe,
wornach die Vergutung geſchieht, den wahren

Werth der gelieferten Fourage nlcht; ſo hort doch
darum das Geſchaft nicht auf, eine wirkliche Lie

ferung zu ſeyn; und ſind die Kreiseingeſeſſenen,
im Fall ſie keinen Freipaßhaben, ſchuldig, den

Zoll von der zu den Landesmagazinen zu liefern—

den Fourage zu entrichten, wenn ſie ſolche ohne

alle Verzollung aus Unterthanenpfllcht abgeben:
ſo ſind ſie dazu um ſo mehr verbunden, wenn ſie

dafur noch eine beſondere, wenn gleich dem Markt
preiſe der Fourage nicht gleichkommende Vergü—

tung erhalten.

Was nun aber von der Zollpflichtigkelt oder
Frelheit ſolcher Lieferanten zu urthellen ſey, die

eine eontraetmaßige Lieferung an Fourage fur die

Kreiseingeſeſſenen ubernehmen, laßt ſich aus den

bisher erorterten Principlen leicht von ſelbſt er

meſſen. Wenn dieſe, bei Ablieferung der Natu—

ralabgabe, oder uberhaupt bei einer Lieferung an

den Staat, von dem gelieferten Gute, ſo lange
4 ü

12
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es noch ihr Eigenthum iſt, auf dem Transporte

Zoll geben muſſen; ſo ſind dazu eigentuche Liefe—

ranteu, die an- ihre Stelle treten, um ſo mehr

verbunden, da ſie die Lieferung mit einer mer—

cantiliſchen Speeulation ubernehmen. Selbſt
wenn die Kreiseingeſeſſtnen, bei eigener Abliefe—

rung der Fourage, von dem Zoll durch ein Pri—
vilegium befreiet worden waren: ſo konnten doch

die an ihre Stelle tretenden Lieferauten, ohne
einen Freipaß erhalten zu haben, auf eine Zoll—

freiheit eben ſo wenig Anſpruch machen, als Llie—

feranten, die der Landesherr ſelbſt zu Lleferungen
fur den Hof und GStaat angenommen hat. Der

eine wie der andere muß, ohne Ruckſicht auf die

Beſtimmung der Sache, ſo lange ſie Privatgut
iſt, den gewohnlichen Zoll entrichten. Wenn aber
der Landesherr Veranlaſſung findet, die Kreisein-

geſeſſenen bei der Lieferung von Fourage und an

dern Bedurfniſſen, durch Erlaſſung des Zolls, zu

begunſtigen und ihnen eine Erleichterung zu ge—

ben: ſo ſprechen allerdings auch gleiche Gronde

fur die Begunſtigung des Lieferanten, der fur

ſelbige die Lieferung an offentlichen Bedurfniſſen

ubernimmt. Nur verſteht ſich eine Zollfreiheit
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von einer ſolchen Lieferung nicht von ſelbſt, ſon

dern erfordert zu ihrer Gultigkeit ein Privile
gium oder einen Freipaß. Nur mit dleſem, alſo

außer dem Fall einer allgemeinen Befreiung,
nicht mit einer bloßen Beſcheinigung, daß eine

transportirte Sache als Naturalabgabe an den
Staat geliefert werde, konnte ein Kreiseingeſeſſe

ner oder ein Lieferant eine frele Durchlaſſung
auf den Zollen verlaugen? i

Endlich laßt ſich nichts fur die Zollfreiheit der

Lieferanten auf landesherrlichen Zollen aus der
Analogie der Grundſaße von Jmpoſt und Acclſe

ableiten. Da der Jmpoſt allgemein iſt: ſo laßt

ſich an ein Prineip von: Doupoſtfrelheit nicht den
ken; der Aeciſezoll aber kann darum mit dem el

gentlichen Zoll in Anſehung der Jmmunitat nicht

verglichen werden, weil letzterer von dem Eigen—

thumer der transportirten Sache, erſterer aber

von dem Conſumenten derſelben erhoben wird.
Da nun der Adel, ſo wie der Landesfurſt, in

Anſehung ſeiner Beburfniſſe, acciſe- und zollfrel

zu ſeyn pflegt: ſo kann und muß, der Natur der

Sache nach, die Aceiſefreiheit bleiben, wenn auch

dem befreieten Conſumenten ein Kaufmann ſeine

3
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Bedurfuiſſe liefert; aber die Zollfreihelt fallt weg,

wenn er nicht ſelbſt ſein Gut transportirt.

„Wenn gleich die bisher aufgeſtellten Grund—

ſatze uber Zollfreiheit der Lieferanten nicht aus
drucklich in den Landesgeſetzen angegeben ſind:

ſo laſſen ſie ſich doch aus den allgemeinen Sätzen
des Rechts eben ſowohl als aus der Natur der

Sache ableiten. Zum Ueberfluß kann man ſolche
noch durch die Autoritat des Romiſchen Rechts

unterſtutzen. Dleſes Recht kennt den Zoll ſo

gut als das deutſche, aber freilich iſt die Sprache
deſſelben gleich ſchwankend als in dem letztern

4

So viel iſt indeß ·gewi, daß in dem Romiſchen
Reiche, als es eine Mouarchie war, eine ahn

liche Zollverfaſſung als in den deutſchen Furſten

Dit. XXXLX. A. de publicaniĩs, vectitalibus ot
commiſſis. Cod. IV. Gi. de vectigalibus et com.
milſis. IV. G2. vectigalia inſtitni non polle.

Vectigal, das Wort, das den eigentlichen Zoll bedeu

tete, hiet auch jedes öffentliche Einkommen, aufer der
Perſonen und Vermögensſteuer, die mit dem Worte
tributum bezeichnet wurde. Alſo begritff man unter

vedtitzal auch alle Einkünfte aus den Domänen, Rega
 tten und indireeten Steuern zuſammen. Sigonius

antiquo jure civium Romanorum Lih. J. cap.

16. Voct. aä Dig. XXXILX. 4. n. 11.
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ſtaaten Statt hatte. Anfangs ſchien man mehr

Hafen- und Granzzolle (Jmpoſten) zu-haben,
man findet aber auch eigentliche Zolle auf den

Landſtraßen.
J

Etwas eigenthumliches in der, Zollverfaſſung

der Romer war es, daß es zwar auch landes—
furſtlche und Privatzolle gab, daß aber den gro—

ßern Theil der Einnahme aus den letztern der
Stgat erhlett. Die. Einnahme aus den landes-

furſtlichen oder Kaiſerlichen Reſervatzöllen, die
ſich eigentlich nur mit den heutigen landesherr—

lichen Zollen vergleichen laſſen, gehorte zum Pri—

vat—- oder Chatoullgute des Kaiſers“). Ferner
war die Verpachtung der,. Zolle, ſo wie der ubri
gen Domanen- und Regaleinkunfte, anfangs auf

funf, nachher auf drei Jahre, eine gewohnliche

Maxime. Auf die Beſtimmung der Zollfreiheit
mußte dieſe Regel unvermeldlich Einfluß haben,

indem ſie elue naturliche Veranlaſſung gab, die

Zollfreihelt den Pachtern, wenigſtens in Anſe
hung des Privatguts und der Naturralabgaben

Portorium. Ia 5. C. de vectig. Es bedeutet dies auch

Brückenjoll. cl. L. 8. C. de vectir.-

a4) L. 13. C. de vectigt.
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der Unterthanen, imgleichen des eigentlichen

Staatsguts, genau vorzuſchreiben.
4

1.) Furſten- und Staatsgut war ganz zoll—

frei. Jn Anſehung des erſtern oder der Hofbes

durfniſſe ſpricht zwar das Geſetz nicht ganz be—

ſtimmt 9), aber da es die Staatsbedurfniſſe vom

Zoll frei erklart ſo laßt ſich an der Zollfrei—
heit der Hofbedurfniſſe gar nicht zweifeln.

Auf. Lieferanten der Hof- und Staatsbedurf—
niſſe aber laßt ſich dieſe Freiheit nicht ziehen.

„Denn— wenn glelch diejenigen, die durch Ankauf

die Staatsbedurfniſſe fur eine Provinz anſchaff

tten, auf einen Paß des Statthalters, das ge—
kaufte Gut ſzollfrei durchfuhrten: ſo iſt dies doch

eigentlich nur von ſolchen Bevollmachtigten zu

verſtehen, die fur Rechnung des Staats aukauf—

ten, in welchem Falle die gekauften Bddurfniſſe

des Staats auch der Regel gemaß frei paſ—

ſirten
 PFiſcus ab omnium vectigalium praeſtationibus

immnunis eſt. L. 9. h. B. D. de publicanis.

v*y Nes exeroitui paratas praeſtationi vectigalium
ſnbiici non placuit. L. 9. ſ. Dig. de publica-
nis. cf. I. 4. J. 1. D. eod.

*es) Deo rebus, quas in uſus advehendas ſibi mandant
Praeſides, Divũs Hadrianus prae ſidibus ſcripſit; ut



J Daß dieſe Zollfreihelt, den Lieferanten der
Staatsbedurfniſſe, wenn man ſich je derſelben,

J

wle doch nicht erhellet, bediente, nicht zu ſtatten

5n  kommen konnen, laßt ſich ſchon daraus ſchließen,
daß alles, was Waare oder ein Gegenſtand der
Gewerbes und Gewinns war, Zoll geben muß—

te welche Regel auf die Lieferungen von
Staatsbedurfniſſen vollig anwendbar iſt; und daß

in Hinſicht auf die beſondere Eigenſchaft dieſer

Bedurfniſſe von dieſer Regel kelne Ausnahmen

gemacht werden ſollen, beweiſet die auf den Fall

u

da Kaufleute auf den Domanen etwas kaufen,

gegebene deutliche Vorſchrift, wornach ſie von den

daſelbſt angekauften Sachen keineswegs zollfrei
ſeyn ſollten Dies paßt nun ganz auf die

Lie
quotĩens quis in uſus eorum, gni provin-

f ciis exercitibusve praeſunt, aut procu-
ratorum ſuorum, ulus ſui cauſa mittit quen-
dam emturum, ſitzniſicat libello manu lua lubleri-

pto eumque ad publicanum mittat, ut ſi quid am-
plius, quam manmdatum elſt, transferret, id mu-

2
niſicium (i. e. muneri, vectigali obnoxium) ſit.

J J L. 4. J. 1. D. de publicanis.

4) L, G. C. de vectig.
as) Mercatores, qui de kundis fäüucalibus merea-

ri conſuerunt, nullam immunitatem ſolvendi pu-

i

32

d
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Lieferanten von Staatsbedurfniſſfen. Denn ſo
wie dieſe den Preis der zu liefernden Sache er—

hohen oder verringern, je nachdem ſie zollfrei ſind

oder nicht; ſo bieten auch Kaufer der Fruchte auf
den Staatsgutern mehr oder weniger, je nach

dem ſie wiſſen, daß ſie ſolche bei der Abfuhrung,

verzollen muſſen oder nicht. Fur den Staat iſt
das Jntereſſe hiebet in beiden Fallen immer el

nerleiz er. wird das, was er bei der Zolffreiheit

am Preiſe der zu liefernden oder zu verkaufen

den Sache gewinnt, an Zolleinkunften, ſie ſeyen
nun verpachtet oder adminiſtrirt, wieder verlieren,

und ſo gmgekehrt.

2.) Alles Privatgut war in der Regel zoll—
bar;, doch war die Zollabgabe hauptfachlich auf

Kaufmannsgut, oder auf alles, was des Gewinns

halber trantportirt wird, gelegt. Eine Freiheit

genoß daher, ohne Ruckſicht auf einen Stand,
das Privatgut, a) wenn es zum eigenen Ge—

brauche beſtimmt war, folglich der Zuwachs, der
aur eigenen Conſumtion eingebracht wurde, nebſt

bliei vectigaliĩs uſurpare poſſunt. L. 9. J. 6. D. do

ynblicanis.
C.
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dem Ackergeſchirr, das zuruckging Der eigene

Gebrauch war ubrigens in ziemlich enge Gran
zen eingeſchrankt. So gehorten nicht dahin

Sklaven, die bei dem Landbau und in den Fa—

briken, oder ſonſt zum Gewerbe gebraucht wer
den ſollten, ſondern bloß ſolche, die Domeſtlken

dienſte verrichteten b) Wenn das Privatgut
als Naturalabgabe an die Landesmagazine von
dem Unterthan abgelieferr wurde .“n). Dieſer

Fall, der ſehr haufig vorkam, da die Abgaben
des Landes fur die Armee groößtentheils in Na

tur, in Getreide, Fruchten, ſelbſt Speck u. ſ. w.

entrichtet wurden, iſt demjenigen gleich, worin

ſich die Kreiseingefeſſenen in Anſehung der Fou
ragelieferung befinden. Konnte daher dewieſen

werden, daß dieſes Geſetz der Romer noch gegen—

4) Univerſi provinciales pro his rebus, quas ad
nſum proprium vel ad fiſoum inferunt, vel
exercendi ruaris gratia revehunt, nullum
vectigal a ſtationariis exigantur. Ea vero, quae
extraipraedictas caunſas vel negotiatio-
nis zratia portantur, ſolitae praeſtationi vel
penſitationi ſubiugamus. L. 5. C. de vęctit.

 L.. 203. D. de Verb. Signit. Leyx ſer. Med. ad D.

VI. Sp. 428. m. 4. 6.
4a9). Res, quas proviricinles ad ftscum interunt. L. 5.

C. de vectitz. iJ J
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wartig verbinde: ſo ware die Zollfreiheit der
Krelseingeſeſſenen bei der Fouragelieferung aus

gemacht. Allein, wenn gleich das Romiſche Ge
ſetzbuch, nicht bloß in Hinſicht auf einzelne Stucke,

verbindliche Kraft in Deutſchland erlangt hat; ſo

wird doch allemal, wenn es in Anwendung kom

men ſoll, vorausgeſetzt, daß es paſſend und brauch

bar ſey; welche Vorausſetzung ſich von den Ro—

miſchen Cameralgeſetzen am wenigſten machen

laßt, da ſolche nur der Romiſchen Cameralver
faſſung angemeſſen ſind, und ihrer Localitat we

gen nicht anders, alb bloß in den allgemeinen,
der Cameralverfaſſling eines jeden Landes ange

meſſenen Grundſatzen angewendet werden konnen.

Daß auch dieſes Geſetz nicht in Anwendung ge

kommen ſey, zeigt die Obſervanz, wonach den
Kreiseingeſeſſenen oder deren Lieferanten Frei—

paſſe gegeben werden, dergleichen doch, ſobald die

Zollfreiheit bei der Fouragelſeferung geſetzlich feſt
geſetzt ware, nicht nothig iſt. Außerdem aber tritt

doch noch zwiſchen der Lieferung der Romiſchen
Provinzialen und der heutigen Kreiseingeſeſſenen

zu den Landesmagazinen der erhebliche Unter

ſchied ein, daß die letztern fur ihre Lieferung eine

C 2
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taxmaßlge Bezahlung erhalten, und deshalb als

eigentliche Lieferanten, die nicht zollfrei ſind, be

urttheilt werden konnen, dahingegen die Romiſchen

Landesunterthanen aus bloßer Unterthanenpflicht,

ohne alle Vergutung, die Staatsbedurfniſſe lie—

ferten.

a. Zollfreiheit der Lieferanten auf Privat
zolien

Alle Zolle im Lande, die nicht landesherrliche

ſind, ſondern den Stadten und Privatperſonen

gehoren, machen die Claſſe der Privatzolle aus.

Sie ſind in der Regel durch landesherrliche Ver
leihung entweder gegen ein Entgelt, oder aus

Gnade, zur Begunſtigung oder Belohnung es

Berechtigten ertheilt worden Nach dem ei—

Alt ein Beiſpiel der Betohnung für geleiſtete Dieüſte

und bewieſene Treue kann der der Stadt Frankfurt an
der Oder vom Kaiſer Dudwig 1324 9egrbene Zoll ange
führt werden. Als das damals regierende Haus in Ge
fahr war, von ſeinem Feinde, dem Könige vgn Vohmen

und deſſen Vundisgenoſſen, aus bem eande vertrieben

zu werden, blieb dieſe Stadt ihrem Landesherrn getren,
und trug durch ihren entſchtoſſenen Widerſtand vorzüg
lich dazu bei, daß der Landesherr ſein Land behauptete.
Jür dieſen ſo ausgezeichneten Dienſt erhieit die Stadt
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nen oder andern dieſer Titel iſt das Recht eines

jeden Privatzolles zju beurtheilen. Von allen
J

aber kann man ohne weitern Beweis als richtig

wvorausſetzen, daß ſie der Landespolizei unterwor
2

fen ſind, und daß uberhaupt das Recht des Zoll 1
1

berechtigten nicht größer iſt, als des Verleihers A

ſelbſt vor der Verleihung des Zolls Hleraus

aber ſolgt von ſelbſt, daß ſich der Zollberechtigte

alle Anordnungen gefallen laſſen muß, die das

Gemeinbeſte erfordert qg) alle Vorſchriften
uber die Art der Erhebung hy die Zollſatze

oder den Tariff, der dem Commerzſyſtem jedes—

mal angemeſſen iſt f); c) die Aufhebung des

Zolls ſelbſt, wenn das Gemeinbeſte ſolches er

fordert: eine Verfugung, die ſich uberhaupt je
der Privilegirte bei ſeinem Privilegium gefallen

8

laſſen muß, die jedoch nicht anders als 1) aus

J 5den Zoll, den ſie noch bis auf den heutigen Tag beſitd 1
und den ſie, ſo weit Verdienſte der Vorfahren auf die
Nachkommen einen Glanz werfen, ais ein ſehr ehren

voues Denkmal in ihrer Geſchichte betrachten kann.
gm) Allg. L. R. II. 14. 9. asy.

Ar) A. 2. R. Einl. ſ. 6t.

aus) Au2. N. II. 15. ao7 f. irq.
H A. 2. R. D 15. 9. y2 f.

5
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uberwiegenden Grunden ber gemeinen Wohls,

2) gegen, hinlangliche Eutſchadigung des Privile

girten geſchehen ſoll
lange uhrigens der Fall, da eine ſolche

Aufhebung nothwendig wird, nicht eintritt, dis-—

ponirt der Privatzollberechtigte, unter Beobach

tung der Poltzeigeſetze, in ſo fern nicht bei der

Verleihung des Zolls gewiſſe Schranken gezogen

worden, uber denſelben als Eigenthumer ganz

allein“). Jnnerhalb der beſtimmten Granzen
gilt die Vermuthung, daß das Regale dem Pri—

vatbeſitzer ausſchließend zukomme, und der Staat

ſich der Mitausubung begeben habe

Aus dieſen allgemeinen Grundſatzen laßt ſich

H Allg. L. R. Eint. 5. 74 f. I. 15. J. 103. Dieſe Ent—
ſchäd gung iſt nicht bloß für die durch einen läſtigen
Vertrag erworbene, ſondern auch gus Gnade verliehene
Privitegien zugeſichert; um ſo mehr alſo auch für ſol

che, die durch Verdienſte erlgngt ſind. Stryck diſt.
de, hene meritit. cap. 3. n. 78.

J

at) Von dieſer Art iſt der Sladtzoll zu Frankfurt, den der
WVerleiher nicht vio ohne alle Einſchränkung, ſondern

ausdrücklich als ein Eigenthum (propolitatem
thelonei ĩn hereditatem perpetunm polſſiden-
dam) gab.

arn) A. Z. N. II. 14. J. 22. Schi Iter Exerc. ad D.
Ex. 1. J. 27 not. b.
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ganz ſchicklich die Regel ableiten, daß der Pri
vatzollberechtigte von ſeinem Zolle nur allein Be—

freiung guttiger Weiſe gebe, und daß er an die

vom Landesfurſten aus Gnade an andere er—
theilten Zollfreiheiten nicht gebunden ſeyn konne/

da Erthellung einer ſolchen Befrelung zu dem
Recht des Eigenthumers gehort. Der Privile-

girte muß zwar ſein Recht nach den Poltzeige

ſetzen auruben, aber er iſt nlcht ſchuldig, in dem

ſelben Schmalerungen  zu dulden, die von der
Grnade des Landesfurſten herruhren. Dies giebt

ſelbſt das Geſetz ganz beſtimmt an, daß einzelne
Zollbefreiungen oder ſogenaunte Freipaſſe nur in

den Zollſtatten des Staats, nicht aber zum Nach—

theil der Privatzollberechtigten gelten

Ob ſich aber nicht Privatberechtigte allgemei

ne, geſetzliche. Zollbefrelungen „die zur Zeit der
Verleihung unbekannt waren, auch ohne Entſcha—

diguug, gefallen laſſen muſſen, konnte noch be

zweifelt werden, wenn nicht ſchon daruber das
Geſetz beſtimmt entſchieden hatte. Wenn Zoll

befrelungen aus Grunden des Gemeinbeſten nothe

wendig werden, wenn z. B. die außer Land ge—

v) A. Z. R. II. 15. 106.

—a  αα 2—
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5henden Fabrikwaaren und  die eingehenden frem

den rehen Producte, zur Begunſtigung der Fa—
britken, die Zollfreiheit erfordern; ſo laßt ſich frei

lich die Verbindlichkeit des Privatberechtigten,

dergleichen Zollbefreiungen anzuerkennen, nicht

leugnen“), da ein ſolcher ſein Recht nur in der

gehorigen Unterordnung unter das Staatsinte—

reſſe ausuben kann. Daß er aber auch in einem
ſolchen Falle fur eine alllgemeine geſetzliche Zoll

befreiung Entſchadigung vom Staat zu fordern

berechtigt ſey, laßt ſich, in alleiniger Hinſicht auf

die Natur der Sache, nicht ohne Einſchrankung
behaupten. Denn da eine Zollgerechtigkeit nur

in einem. ſolchen Maaße, ale es. dem Gemein
beſten entſpricht, alſo immer nur unter der Vor—

ausſetzung, daß in derſelben die fur das offent

liche Jntereſſe erforderlichen Einſchrankungen

durch Zollbefreiungen in vorkommenden Fallen

ſtatt ſinden muſſen, erthellt worden ſo folgt
ſchon aus dieſer, wenn gleich ſtillſchweigenden
doch naturlichen, Bedingung, daß ein Zollberech

tigter wegen eines Ausfalls in der Zolleinnahme,

A. 2. R. Ii 15. ſ. io. Ley ſer Med. ad D. Vol. X.
Sp. 670. m. 8. fq.
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der aus einer von dem Gemeinbeſten erheiſchte

und geſetzmaßigen Zollbefreiung entſteht, einen

Anſpruch an. den‘' Staat eben ſo wenig haben

konne, als wenn Veranderungen in dem Han—

delsverkehr die Zolleinkunfte vermindern, es ſey
denn daß der Staat, wie doch nicht gebrauchlich

iſt, dem Berechtigten ein gewiſſes Quantum an
1

Zolleinnahme zugeſichert hatte. So lange aber

einer Privatperſon der Zoll ganz unbeſtimmt
uoberlaſſen iſt: ſo muß ſich ſolche. mit dem. auch

abnehmenden Ertrage deſſelben, den der Zufall

oder die Natur ſeiner Beſtimmung veranlaſſen,
dunm ſo mehr begnugen, da auch der Landesfurſt

ſich  in ſeinen eigenen Zollen eben dergleichen Ab—

nahme, die das Staatsbeſte verlangt, gefallen

laſſen muß, und ſolche, wenn er den Privatzoll
behalten hatte, ebenfalls empfunden haben wurde.

Wenn man nun annehmen wollte, daß ein Pri

vatberechtigter auf Wegen einer, nicht durch

Gnade des Landesherrn ertheilten, ſondern durch

die Unmſtande nothwendig gewordenen Zollbe—

freinng Entſchadigung fordern konne: ſo mußte

man zugleich behaupten, daß derſelbe den Zoll

ohne die ſchon in der Natur der Sache llegenden

Ê
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Einſchrankungen, und mit beſſern Bedingungen,

als ihn der Landesherr ſelbſt beſeſſen, erhalten

habe; ein Satz, der zu ſehr mit den erſten Prin
cipien von den niedern Regaltien ſtreltet, als daß

man, in ihm eine Wahrheit zu finden glauben

konnte. Jnzwiſchen macht doch das Geſetz ſelbſt

dem Prlvatberechtigten Hoffnung zu einer Eut—
ſchadigung wegen einer Einbuße im Zoll, in;dem

Falle, da ſie aus aner Allgeweinen geſetzlichen

Zollbefrelung entſteht Ohne Zweifel  nabm
der Geſetzgeber auf die Beſtimmung Vuckſicht,
zu welcher Privatzolle verliehen, und auf die La—

ſten, die damit verknupft zu ſeyn pflegen. Ge
meiniglich wurden aus Zen Zollen der Stadte

offentliche Anſtalten unterhalten, und ſchon  nach

der Vorſchrift des Geſetzes iſt es die Obliegen—
heit des Privatberechtigten, die Straßen inner

balb des ihm angewieſenen Diſtriets, auf eigene

Koſten, im ſicheren und tauglichen Stande zu er—

halten Ware es alſo gleich, nach der Strenge

des Rechts, kein Unrecht, wenn wegen einer ge

ſetzlichen Zollbefrelung ein Zollberechtigter keine

H A. 2. R. II. 15. ſ. 103.
nt) A. L. NA. I. 15. 5. 131.

J
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Eatſchadigung erhielte: ſo ware es doch, Behufs

der offentlichen Auſtalt, deren Unterhaltung auf
die Zolleinkunfte gegrundet iſt, nothwendig, eine

andere Quelle des Einkommens zu eroffnen, die

den Ausfall in der Zolleinnahme decken konnte.

Mit dem landesfurſtlichen Zoll, der einen ſolchen
Ausfall durch Zolibefreiungen empfindet, laßt ſich

ubrigens der Privatzoll in dieſer Hinſicht nicht

vergleichen, weil der Abgang der landesfurſtlichen

Zolleaſſe durch andere Quellen von Elnkunften
wieder erſetzt wird, wallches aber bei einem Aus—

falle in der Privatzollkaſſe nicht behauptet wer—
den kann; daher eine Entſchadigung wegen einer

ſolchen Einbuße, billig, wenn gleich aus andern

als eigentlichen rechtlichen Grunden, feſtgeſetzt

worden. Noch mehr zeigt ſich jedoch eine Ver—
bindlichkeit zur Schadleshaltung, wenn die Zoll—

befreiung weniger nothwendig als nutzlich iſt,

ein Fall, den man als den gewohnlichen anſehen

kaun, da ein Stagt, wenn er die Begunſtigung

der Handlung vor hat, ſolche auch auf andern

Wegen als durch eine Zollbefreiung zu bewirken

im Stande iſt; daher derſelbe um ſo mehr ver—

pflichtet bleibt, fur eine dem Gemeinbeſten zwar

a  ô 2
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vortheilhafte, aber nicht gerade nothwendige Zoll

befreiung eine angemeſſene Entſchadigung zu ge—

ben. Ohnedies wurde eine ſolche Einbuße, die
aus einer allgemeinen, der Handlung zutraglichen

Zolibefreiung fur den Privatberechtigten entſteht,

als ein dem Staate gebrachtes Opfer angeſehen
werden muſſen, wozu der. letztere eigentlich nicht

verpflichtet iſt, wofur er alſo in dieſer Hinſicht

eine billige Entſchadigung erwartett.
Von den bisher erorterten Grundſatzen unter

ſtutzt wird es nun nicht ſchwer fallen konnen,

die Frage richtig zu beantworten, ob Hof und

Sttaatsbedurfniſſe auf Privatzollen fret paſſiren,

insbeſondere wenn ſie von Lieferanten durchge
fuhrt werden.

An ſich konnen Hof- und Staatsbedurfniſfe

auf Privatzollen nicht frei ſeyn. Es kann hier
nicht, wie auf den landesherrlichen Zollen, geſagt

werden, daß durch Verzollung des Furſtenguts
der Eigenthumer etwas an ſich ſelbſt bezahle, da

der Empfanger auf dem Privatzolle von dem Be

jahler eine verſchiedene Perſon iſt. Allein da
der Landesherr auf ſeinen Zollen vom Furſtengut

nichts zollt, ſo iſt es eine ganz naturliche Ver
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muthung, daß er, bei Verleihung des Zolls an

eine Commune oder Privatperſon, ſich dieſe bis—

her ſtatt gefundene Freihelt vorbehalten habe,
und das Herkommen und Geſetz) beſtatigt dieſe

vorbehaltene Freiheit ſo ſehr, daß dieſe Voraus
ſetzung allgenieine Regel geworden iſt.

Ob ſich jedoch dieſe Freiheit auf Privatzollen

auch auf Staatsgut erſtrecke, durfte man billig

da bezwelfeln, wo das Staats- und Furſtengut
nach der Landesverfaſſung vöollig unterſchieden iſt;

wenn alſo fur die auf Koſten der Landſchaft er

richteten Landarmenhauſer Sachen transportirt

werden: ſo ftann dieſerhalb nicht fuglich auf eine

Zollfreihelt derſelben auf Privatzollen Anſpruch
gemacht werden, ſo lange ſich nicht behaupten

laßt, daß alles Staatsgut von ſelbſt, eben ſo auf

Privat/ als auf landesfurſtlichen Zollen frei ſey.

Dergleichen allgemeine Freiheit aber laßt ſich aus

der Natur der Sache nicht einmal in Anſehung

der landesfurſtlichen Zolle, vlelweniger alſo in

Auniſehung der Privatzolle, deren Verhaltniß ge

gen den Staat ganz anders als das der landes—

herrlichen: iſt, ableiten. Wenn alſo Staatsgut,

9 J. L.r R. A. 15. J. 204.

v et—
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ohne Entſchadigung der Privatberechtigten, frel

ſeyn ſoll: ſo muß ſolche Freiheit bei der Verlei

hung der Privatzolle vorbehalten, oder ſie muß

durch die Obſervanz gegrundet ſeyn.

Eine andere Regel wird frellich da gelten“

muſſen, wo Staats- und Furſtengut ſich nicht
nterſcheiden laßt, wo alles, was fur den Staat

ngeſchafft wird, eben ſowohl als Furſtengut aie
wie Staatsgut betrachtet werden: kann. Und wie

as Furſtengut auf den Privatzollen frei paſſirt;
wird auch alsdann unter ſolchen Umſtanden

aſelbſt das eigentliche Staatsgut frel ſeyn muſ—

n, wofern nicht beſondere Ausnahmen durch

eſetze und Herkommen gemarht ſind. Da je—
ch die Staatsbedurfniſſe mit den Hofbedurf—

ſſen ſich mit der Zeit ungemein. vermehrt und

er neue Gegenſtande ausgebreitet haben: ſo
d Ausnahmen in der Zollfreiheit der Staats—

wie der Hofbedurfniſſe gar wohl zu erwarten,
em man leicht veranlaßt werden konnte, die

llfrelhelt dieſer Gegenſtande bloß auf die bis

gewohnlichen einzuſchranken, mit Aueſchlte—

ng der neuern Bedurfniſſe, welche der erwet—

te Luxus des Hofes oder die vermehrten Staats
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auſtalten verurſachten. Und unbillig war eine
ſolche Beſchrankung -dieſer Freiheit nicht, wenu
dem Privateigenthumer ein ungeſchmalerter Ge

nuß ſeines Privileglums gelaſſen, auch von ihm

die ganze Laſt der Ausgaben, die fur offentliche
Anſtalten beſtimmt würben, aus den Zolleinkunf—

ten beſtritten werden ſollte. Wie erheblich der

Ausfall in dieſen Einkunften durch die Zollfrei—

heit aller, nun ſo ſehr vergroßerten Hof- und
Staatsbedurfniſſe ſeyn muſſe, das laßt ſich uber
ſchlagen, wenn man die Zeiten des Mittelalters,

wo der Hof eingeſchränkt lebte und der Staats—

bedurfniſſe noch wenige waren, mit den jetzigen

Hin eine Verglelchung ſtellt. Aus einer ſolchen
Zuſammenſtellung wird man ſich bald uberzeugen

konnen, daß Zollberechtigte, die im vierzehnten
Jahrhundert ein Zollprivileglum erhalten. haben,

bet dem jetzigen großen Umfange der Hof- und

Staatsbedurfniſſe, durch eine unbeſchrankte Zoll—

freiheit derſelben an den Vortheilen ihres Privi

legiums eine ſichtbare Schmualerung leiden, die ſie

ſich zwar fur das Allgemeinbeſte gefallen laſſen

muſſen, fur die, ſie aber, da ſolche der wohlthati—

gen Abſicht des Gebers zu ſehr entgegen ſehn
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Hwurde eben ſowohl, als fur die Aufhebung
des Prlvilegiums ſelbſt, jedoch nur in dem geho

rigen Verhaltniſſe zu der, Große des Ausfalls,
eine Entſchadigung zu hoffen. berechtigt ſind.

Mit dieſen allgemeinen, aus der Natur dr

Sache geſchopften Grundſatzen ſtimmt auch das

Geſetz uberein das Furſten- und Staatsgut
fur zollfrei, auch auf Privatzollen erklart, in ſo

fern nicht Provinzialgeſetze. und beſondere Verfaſ—

8

ſungen ein Anderes mit ſich bringen.
n

Ob aber dieſe Regel. auch in dem Falle, da

Hof- und Staatsbedurfniſſe, es ſey von Kreis—
eingeſeſſenen oder von eigentlichen Lieferanten ge—

lieſert worden, anwendbar ſey, bleibt nach der
Sprache des Geſetzes zwerfelhaft. Denn da ſich

dieſes in der Art ausdruckt: „Alles, was zum

„eigenen Gebrauche des Staats oder des
„Landesherrn und ſeiner Hofhaltung trans-—

„portirt wird, genießt in der Regel die
„Befreiung auch von den Privatzollen;“ ſo iſt

es nicht deutlich genug, ob hier bloß wirkliches

Eigen
D A. e. N. Eini. ſ. z9.

ar) A. 2. R. U. 25. 5. 1s.

J
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Eigenthum des Staals und des Hofes, oder

auch Privatgut, das Behufs der Lieferung zum

Gebrauche des Staats und Hofes transportirt

wird, zu verſtehen ſey.
Fur den Staat iſt et immer elnerlei, ob ſeine

Bedurfniſſe auf eigene oder auf Rechnung der

Lieferanten angeſchafft und transportirt werden;

und er wurde ſelbſt an dem Vortheile der Zoll-

freiheit von ſeinen Bedurfniſſen verlieren, wenn
ſolche nur in dem Fall der unmittelbaren Anſchaf
fung auf eigene Rechnung ſtatt finden, alsdann

aber, wenn ſie ihm von Lieferanten geliefert wur

den, wegfallen ſollte, wejl ſolchergeſtalt, bei der
Wahl des letzten Weges, der Lieferungspreis um

ſo viel hoher, als die Zollabgaben ausmachen,
angeſetzt werden wurde. Daß daher die Zollfrei—

helt von Hof- und Staatsbedurfniſſen auch auf
den Fall der Lieferung ausgedehnt werde, durfte

ferner der Bill/gkeit um ſo gemaßer ſeyn, da die

Privatzollberechtigten, wenn ſie doch einmal die
Zollfreiheit den Hof- und Staatsbedurfniſſen

zugeſtehen muſſen, nichts verlieren, ſie mogen auf

die eine oder die andere Weiſe angeſchafft wer—

den, indem das Quantum, das zum Gebrauche

D

J
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des Hofes und Staats transportirt wird, immer
daſſelbe bleibt. Und in dieſem Betracht ſcheint

die Auslegung des angefuhrten Geſetzes, wornach

die ſtreitige Zollfreiheit auf beide Falle, auf die

eigene Auſchaffung und auf die Lieferung der of—

fentlichen Bedurfniſſe, erſtreckt wird, dem Sinn
ſo wie der Sprache des Geſetzgebers ganz ange—

meſſen. Dieſemnach wurde alſo das Geſttz ſo
viel ſagen: aller Bedarf ides Hofes und des

Staats iſt bei dem Transporte auf Privatzolen
ohneè Unterſchled zollfrei, es mag das transpor

tirte Gut ſchon dem Staate gehoren, oder nur

zu einem Eigenthum deſſelben beſtimmt ſeyn.

So paſſend und dillig aber dieſe Erklarung
auch ſeyn mag: ſo ſtreitet doch damit der beim

Zollweſen angenommene Hauptgrundſatz, daß die

Zollabgabe noch dem wirklichen Eigenthumer be

„ſtimmt werde. Dieſer Grundſatz gilt ſo unver—

andert, daß Sachen, die in Beſitz eines zollpflich

tigen Eigenthumers, beim Transporte, Zoll ge—

ben, aufhoren, dieſer Abgabe unterworfen zu

ſeyn, wenn ſie an einen Befreieten kommen,

und wieder verzollt werden muſſen, ſo bald ſie
von neuem das Eigenthum einesn Zollpflichtigen
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werden. Dieſen an ſich naturlichen und allge
mtin anerkannten Grundſatz beſtatigt auch in ei
nem oben angekuhrten Geſetze das Nomiſche

Recht das die Verzollung des Staatsguts

verlangt, wenn esa von Kaufleuten angekauft
wird. Dieſe Beſtatigung liegt auch in den Lan—
desverordnungen uber die Zollfreiheit des adeli—

chen Guts) das, non dem Eigenthumer ausge—

fuhrt, zollfrei iſt, ſo bald es aber verkauft wor
den, Zoll giebt, wenn es gleich von dem vorigen

privilegirten Beſitzer dem neuen geliefert wird

Eben ſo muß auch, in Conſequenz mit dieſem

Princip, angenommen werden, daß Privatgut,

das vom Staate angekauft wird, nur alsdanu

erſt zollfrei werde, wenn es Eigenthum des
Staats geworden. iſt, vorher aber als Privatgut
dem Zoll unterworfen bleibe. Daß nun eder Ge

ſetzgeber, in der angefuhrten Stelle, eine Abwel
chung von dieſem Fundamentalſatz des Zollrechts

intendirt habe, laßt ſich nicht vermuthen, viel

mehr iſt ſeine Sprache ſo zu verſtehen, wle ſie

H, L. 9. S. 8. D. de publican.

at) Verordnung vom 4. Febrk. 1718. Myl, C. C. March.

IV. l. sos.

De

t
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mit dieſem Grundſatze ubereinſtimmt, ſo lange

bis das Gegentheil beſtimmt nachgewieſen iſt.

Außerdem widerſpricht der ausgedehnten Ausle
gung der angefuhrten Geſetzſtelle nicht bloß die

bekannte Regel, daß Ausnahmen allemal ſtreng
zu erklaren ſind, ſondern auch die Zollpflichtigkeit

der von Lieferanten transportirten Hof und

Gtaatsbedurfniſſe auf den landesherrlichen Zol

len. Denn da, Behufs der Zolltfreiheit auf den

ſelben, dieſe Lieferanten eines Freipaſſes dedur

fen: ſo erglebt ſich, daß ſie ohne einen ſolchen,
alſo in der Regel, die Gegenſtande ihrer Liefe

rung auch auf den landesherrlichen Zollen, um
ſo mehr alfo auch auf ven Privatzallen, verzollen

muſſen. Die Regel wird daher immer bleiben,

daß Privatgut, es ſey zum Gebrauche des Staats

beſtimmt, und werde ihm zu dem Ende geltefert

oder nicht, auf den Zollen uberhaupt Zoll geben

muß, ſo lange es nicht durch ein Geſetz oder Her
kommen davon frei geſprochen riſt; wovon ſich

aber bis jetzt noch alleuthalben das Gegentheil
zeigt. Man kann hieher das Ediet vom 12. Jul.

1676 9 rechnen, das, indem es die Zufuhr an

5) Myi. C. C. March. IV. L ato.
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Virtualien. zur Armee zu befordern ſucht, dieſer

Jalb die Zollfreihtit zugeſteht, dabei aber hinzu
ſetzt: „Jmmaaßen Wir Uns auch zu unſern

„Vaſallen, welche Zolle haben, gnadigſt verſehen,

Aſte amerden auch bei ihren Zolibedlenten die Ver

ordnung thun, daß vondenen, welche gemeldete

„Zufuhr zu Unſerer Armee verrichten, kein Zoll

,abgefordert werden, moge, welches denn zu kel

„ner Zolge und ihren Privilegien unabbruchig
„ſeyn ſoll. Hler  wurde die Freiheit von Pri
vatgut, das zur Armee, wiewohl noch nicht be

ſtellt, gelieſert wurde, die Zollfrelhelt auf Privat

zollen, ungeachtet der edietmaßigen Befreiung auf

den landesherrlichen Zollen, nicht von ſelbſt ver—

ſtanden, auch nicht befohlen, ſondern nur Er—

ſuchsweiſe verlangt.
Odv jedoch. nicht ein Freipaß, der einem ſolit
chen Lieferanten vom Staat gegeben worden, die

Wirkung habe, daß die von ihm transportirten

Sachen auf Privatzollen ſrei gehen, darf nicht
weiter die Frage ſeyn, da eine Gnadenertheilung

des Landesherrn, dergleichen ein Freipaß iſt, ſich
nur auſ das Eigenthum des Staats, alſo nur

Hauf dile landesherrlichen Zolle, erſtrecken kann,



öu
auch das Geſetz ausdrucklich ſagt:),.daß  Frel

paſſe nur in den Zollſtatten des Staats, nicht
4. qber zum Nachtheile der Privatzollberechtigtetn

gelten.
T

5 Wenn Hof- und Staatbbedurfniſfe; die von

 a Lieferanten gellefert werden,  auf Privatzollen
nicht frei paſſiren: ſo durfen Bedurfniſſe, die von

ihnen dem Adel und andern zollbefteleten Perſo
nen geliefert werden, auf ſolchen Zollen glelchfalls

nicht frei gehen. Wenn aber eluer von Adel
oder ein anderer Befreleter ſich ſeine Bedurfniſſe

ſelbſt anſchafft, und alſo auf. den Staatszollen

von, ſeinem Gute keinen Zoll glebt, wird er auch
auf Privatzotlenofrei ſeyn?: Bejahen laßt ſich

dies nach den oblgen Grundſutzen nicht. Unterr

rereſſe von 1734 und andern frſtgeſetzt, daß

Pralnten, Herren und die von Adel von einan
der auf ihren Zollen, aber nur von ihrem eigr
nen Zuwuchſe, nichts nehmen ſollen.

Dleſe Zollpflichtigkeit der Lieferanten von Hof

q) A. L. R. II. 15. 5. aos. Ley ſer Med,. ad D. Sp.

670. m. 8 ets. l E
W Myi. C. C. March. VI. 2. cb.

7
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und Staatshedurfniſſen trifft auch die Krelsein-—
geſeſſenen bel der Fouragelleferung, wenn ſie ſolche

ſelbſt beſorgen, und noch mehr, wenn ſie ſelbige

durch einen Entrepreneur beſorgen laſſen. Denn
die als den eigentlichen Lieferanten zukommende

hier erorterte Obliegenheit, verbunden mit. demet

jenigen, was oben von der Zollpflichtigkeit der—

ſelben auf den landesherrlichen Zollen geſagt iſt,
behalt an dieſer Stelle eine volllommene Anwen

dung; und da die Krelsejugeſeſſenen, wie oben
gezeigt worden, auf den landesherrlichen Zollen

keine Zollfreiheit verlangen konnen; ſo haben ſie

dazu noch. weniger auf Privatzollen ein Recht,

da ſonſt dergleichen Zollberechtigte, wenn ſie ih—

nen die Zollfreihelt fur die Fouragelieferung zu

geſtehen ſollten, elne Einbuße an ihren Einkunf
ten leiden wurden, die nicht eigentlich dem Staat,

ſondern andern Privatperſonen zu gut kommen

wurde; und ſollte ſie ſelbſt als ein Beitrag fur

das Ganze angeſehen werden, ſo wurden ihn die

Zollberechtigten, ohne Entſchadigung, zu leiſten
nicht verpflichtet ſeyn. Daß daher den Krelseln—

geſeſſenen oder deren Lieferanten ein Freipaß auf

den Pripatzollen keine Zollfreiheit verſchaffen

S5
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konne, folgt aus der obigen Vorſtellung von
ſelbſt.

Wollte man aber einen Freipaß aus dem Ge

ſichtspunkte eines eedirten Recchts, das der Staat
hat, betrachten: ſo konnte man frellich die Zoll

freiheit der Kreiseingeſeſſenen bei der Fourage—

lieferung und ſonach auch ihrer Lieferanten ver

theidigen. Da der Staat, in ſo fern nicht Pro

dinzialgeſehe und beſondere Verfaſſungen ein An

deres beſtimmen, in Anſehung ſeiner Bedurfniſſe

vom Zoll, auch auf Privatzollſtatten fret iſt: ſo

ſind es auch unſtreitig die Kreiseingeſeſſenen,

wenn ihnen zum Behuf der Fouragelieferung. der

Staat ſein Recht, vermittelſt eines erthellten
Freipaſſes abtritt, und ſo iſt es auch der Liefe

rant der Krelseingeſeſſenen, wenn ihm dieſe letz

tern einen ſolchen Freipaß wieder abtreten. Wie

wenig aber dies dem Recht von der Ceſſion ent

ſpreche, leuchtet von ſelbſt ein. Ein Privilegium,

als eine Begunſtigung auf. mehrere unbeſtimmte
Falle, wenn es der Perſon ertheilt iſt, kann von

dem Privilegirten an einen andern gultiger Weiſe

nicht abgetreten werden: um wie viel wenigrr
eine Dispenſatlon, als eine Ausnahme von ei—
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nem einzelnen beſtimmten Falle, dergleichen eine

Zollbefrelung vermittelſt eines Freipaſſes iſt. Zum

Ueberfluß beſtimmt das Geſetz genau“), daß die

landesherrliche, das Furſten- und Staatsgut be—

treffende Zollfreiheit, an Privatperſonen, bloß zu
deren Begunſtigung, mit dem Nachtheile anderer

Privatzollberechtigten, nicht abgetreten werden

kann. Wenn es nun aber gleich ſcheint, daß in

einem ſolchen Falle, wo der Privilegirte ſein
Recht durch einen andern und zwar fur ſich aus

uben laßt, der Zollberechtigte nichts verlieren

konne: ſo iſt es doch fur dieſen nicht gleichgultig,

4

da er durch die Abtretung eines Freipaſſes aller-
dingse einen Zoll verlieren wurde, den er nach der

Regel zu erheben berechtigt iſt; und es immer
elne Begunſtigung ware, wenn einem Zollpflichti

gen auf! ſein Privatgut ein Frelpaß abgetreten

wurde.

Was das Romiſche Recht vom Zoll verord
net; laßt ſich mit den hier aufgeſtellten Grund
ſatzen des deutſchen und beſonders Preußiſchen

Rechts wohl vereinigen. Es gab in dem Roml
ſchen Reiche ſo gut alt in den Deutſchen und

1) A. R. R. II. 15. ſ. 105.

 4  ν

V
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Preußiſchen Staaten Privatzolle. Dergleichen
hatten die Stadte, und ſie waren zum Beſten der

Commune beſtimmt Viele derſelben, mochten

ſehr alt ſeyn und aus den Zeiten vor der Romi

ſchen Oberherrſchaft in Jtalien und den Provin

zen herruhren, aber manche waren ſchatzbaren

Urſprungs und hatten in der landesherrlichen

Verleihung ihre Quelle“). Nur darin wichen
dieſe Privatzolle von den heutigen ab, daß von
den Einkunften derſelben nur ein Drittheil den

Stadten zufiel, die ubrigen zwei Drittheile aber

dem Staate gehorten. Wahrſcheinlich ruhrte
dieſe Anordnung aus den Zelten der erſten Un

terwerfung her, wobei die Romer als Eroberer

die offentlichen Guter und Einkunfte. der Stadte

ſich zueigneten, und ihnen zur Beſtreitung der

Communausgaben nur einen kleinen Theil von

denſelben ubrig ließen. Dieſe Einrichtung iſt
nachher zur Regel auch bei den neuen Privat—

zollen geworden, wenigſtens macht ſie das Geſetz

fur alle, außer den eigentlichen landesherrlichen

Zollen, allgemein. Ueber das den Stadten ge

L. 10 u. 13. C. de wectig.

as) L. 13. C. de vectig.
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laſſene Dritthell an Zolleinkunften konnten. dieſe

ubrigens frei. verfugen und ſolches. nach, Willkuhr

verpachten

Da uilſo die Privatzolle der Stadte ein El

genthum derſelben. blieben: ſo kounte das Recht
derſelben in Anſihung der Zollbefreiungen nicht
wohl anders. als nach, den obigen Grundſatzen be

J

urthellt werden Und wenn gleich datz Geſetz

uber dieſen Gegenſtand nichts ausdrueklich vor

ſchreibt: ſo kommt: doch auch nichta in. demſelben

wvor, das der Anwendung der aufgeſtellten, dem
naturlichen Recht entſprechenden Grundſatze ent

gegen wure. Ob Staats- und Furſtengut auf

J

dieſen Privatzollen frei geweſen, iſt zwar nirgends

Exceptis his vectigalibus, quæ ad ſaorum patrimo-
fti  irin voſtrlim quocunqties teiporo ervenerunt,

DSetera reipiblicæ civitatum atqnue ordimim æſti-

matis diſpendiis, quæ pro piibl cis neceſſitatcbus
tolerare non deſinunt, reſerventur; cum duas por-

tiones aerario noſtro conſerri priſca inſtitutio diſpo-
ſuerat, atque hanc teram iubemus adeo in duti-

one urbitim municipumque conſiſtere, et proprii
compendii curam nan in alieno. porius guam
in fuo arbitrio noverint, conſiitutam. Delig-
natæ igitur conſortiuiim portiones eatenus juri or-
dinum civitatumque obnoxium minent, ut etiam
locandi, quanta ſua intereſt, licentiam ſibi nove-

rint, contributam. L. 13. C. de legat.
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beſtimmt ausgedruckt, aber nach dem Verhalt

niſſe derſelben gegen den Staat enicht unwahr-—

ſcheinlich, da das Geſetz allgemein ſpricht

Lieferungen der Maturalabgaben  von den Unter

thanen aber zu den Landesmagäzinen, wenn ſie

gleich in den Staatszollen einer Abgabe nicht

uuterworfen waren, konnten. essdoch in Privat

zollen feyn,'da das Geſetz, welches die Zollbe

freiung voerſchreibt. der. Priuatzolle nicht ge

denkt; und wenn gleich dieſe mit den Staats—

zollen in ſo weit zuſammenhingen, daß ſich Staat

und Stadt in dem Ertrage nach einem gewiſſen

Verhaltniſſe theilten, wodurch es ganz wahr

ſcheinlich werden kann, daß die Zollbefreiungen
in den Staatszoöllen ſich auch auf bie Privatzolle

erſtreckt habe: ſo ſtreitet doch damit der Umſtand,
daß die Magiſtrate der Romiſchen Stadte uber

J

die Stadtzolle frei verfugen und ſolche entweder

adminiſtriren laſſen oder verpachten konnten. Da

nun die offentlichen Zolle regelmaßig verpachtet

waren: ſo muſſen beide Arten von Zollen ge

5) L. 9. ſ. 8. D. de public. fileus ah omniĩum vec-
tigalium praeſtationibus immunit eſt.

a) L. 5. C. de vectit.
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trennt geweſen ſeyn, in welchem Falle der obige

aus ihrer gemeinſchaftlichen Perception gezogene
Schluß wegfallen muß; oder es haben, welches

glaublicher iſt, die Stadte das Ganze erhoben
und von dem Ertrage ihrer Zolle zwet Drittheile

an den Staat abgegeben, in welchem Falle die
Verordnung wegen der Zollbefreiung der Unter

thanen bloß auf die landesherrlichen Reſervat—
zolle gehen konnte. Uebrigens galten keine an

dere Freipaſſe als auf Staatsgut, die aber
im Grunde nur Beſcheinigung des Staatseigen

thums ſeyn konnten, da Staatsgut an ſich zoll;

frei war. 8

N L S. L. 2. C. de vectit.
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